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Drucksache 19/1228 zu Drucksache 19/1001 

         
Inhalt des Antrags: Beibehaltung von 29,5 Stellen in der 

Polizeiverwaltung 
 
Einzelplan  03 Hessisches Ministerium des Innern und für Sport  
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  
 
Zu Kapitel  03 81 Polizeibehörden 
Buchungskreis: 2290 
 
Produktnummer lt. Leistungsplan 1-4 
  
Bezeichnung lt. Leistungsplan Allgemeine Vollzugsaufgaben 

Kriminalitätsbekämpfung 
Besondere Einsätze 
Polizeiliche Verkehrssicherheitsarbeit 

 
 
 

Weitere Änderungen im Wirtschafts-/ Stellenplan: 
 

Der Stellenplan ist wie folgt anzupassen: 
Mittlerer Dienst (001) + 19,5 Stellen 
Einfacher Dienst (001) + 10 Stellen 

 
Kameraler Haushalt: Beträge in EUR 

 
 Titel Zweckbestimmung von um auf 

 428 
Entgelte für Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer 135.797.000 +663.800 136.460.800 

 
 
 
 

 
Kameraler Haushaltsabschluss:  Beträge in EUR 
 
 Hauptgruppe von um auf 
 HG 4 801.541.400 "+"" 663.800 802.205.200 
 Kameraler Zuschuss/Überschuss -1.409.053.500 """ -663.800 -1.409.717.300 

 
Der Wirtschaftsplan und der kamerale Haushalt sind entsprechend anzupassen. 
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Begründung des Änderungsantrags: 

      
 

Der geplante Stellenabbau von 29,5 Stellen in der Polizeiverwaltung in Haushaltsjahr 2015 wird schon denklogisch zur 
Folge haben, dass die mangels Aufgabenkritik auch weiterhin anfallende Verwaltungsarbeit letztlich durch den 
Polizeivollzugsdienst erledigt werden muss. Letztlich wird dies dazu führen, dass weniger Polizei „auf der Straße“ 
präsent sein wird. Mit Blick auf die öffentliche Sicherheit und Ordnung in Hessen und insbesondere die Zunahme von 
ermittlungsintensiven Delikten und der Bedrohung durch radikale Kräfte aus dem linken, rechten und islamistischen 
Spektrum ist dies absolut kontraindiziert. Die notwendigen Einsparungen zur Einhaltung der Schuldenbremse können 
auch durch Strukturreformen und Aufgabenkritik, konkret durch die Abschaffung der Reiterstaffel sowie von zwei der 
drei Polizeidruckereien, erreicht werden, ohne dass erhebliche Abstriche bei der öffentlichen Sicherheit gemacht werden 
müssen. 

 
Wiesbaden, 13.01.2015 
 
Für die Fraktion der FDP 
Der Fraktionsvorsitzende 
 
 
 
 
Florian Rentsch 
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